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1. Rechtsgrundlage 

Nach § 20i Absatz 1 SGB V haben Versicherte Anspruch auf Leistungen für Schutzimpfungen 
im Sinne des § 2 Nr. 9 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG). Dies gilt für Schutzimpfungen, die 
wegen eines erhöhten Gesundheitsrisikos durch einen Auslandsaufenthalt indiziert sind, nur 
dann, wenn der Auslandsaufenthalt beruflich bedingt oder im Rahmen der Ausbildung 
vorgeschrieben ist oder wenn zum Schutz der öffentlichen Gesundheit ein besonderes 
Interesse daran besteht, der Einschleppung einer übertragbaren Krankheit in die 
Bundesrepublik Deutschland vorzubeugen (§ 20i Absatz 1 Satz 2 SGB V). Einzelheiten zu 
Voraussetzungen, Art und Umfang der Leistungen für Schutzimpfungen soll nach § 20i Absatz 
1 Satz 3 SGB V der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) in Richtlinien nach § 92 auf der 
Grundlage der Empfehlungen der Ständigen Impfkommission (STIKO) beim Robert Koch-
Institut (RKI) unter besonderer Berücksichtigung der Bedeutung der Schutzimpfungen für die 
öffentliche Gesundheit bestimmen. Abweichungen von den Empfehlungen der Ständigen 
Impfkommission sind durch den G-BA besonders zu begründen (§ 20i Absatz 1 Satz 4 SGB V). 
Zu den Änderungen der STIKO-Empfehlungen hat der G-BA nach § 20i Absatz 1 Satz 5 SGB V 
innerhalb von zwei Monaten nach ihrer Veröffentlichung eine Entscheidung zu treffen. 
Für den Fall, dass eine Entscheidung durch den G-BA nicht fristgemäß zustande kommt, 
dürfen die von der STIKO empfohlenen Änderungen der STIKO-Empfehlungen (mit Ausnahme 
von Schutzimpfungen nach § 20i Absatz 1 Satz 2 SGB V) zu Lasten der Gesetzlichen 
Krankenkassen erbracht werden, bis die Richtlinienentscheidung vorliegt.  

2. Eckpunkte der Entscheidung 

Mit dem vorliegenden Beschluss werden die Empfehlungen der STIKO, die im 
Epidemiologischen Bulletin Nr. 34 dieses Jahres veröffentlicht wurden, umgesetzt. 
Ausweislich der Veröffentlichung im Epidemiologischen Bulletin aktualisiert die STIKO ihre 
Empfehlungen wie folgt: 
„Die Impfempfehlungen der STIKO wurden auf der 94. bis 96. Sitzung der STIKO 
verabschiedet. Die folgenden Ausführungen ersetzen die im Epidemiologischen Bulletin des 
RKI (Epid. Bull.) 34/2019 veröffentlichten Impfempfehlungen. Die Begründungen zu den 
Empfehlungen zur Pertussis-Impfung in der Schwangerschaft, zur Impfung gegen Japanische 
Enzephalitis bei Reisen in Endemiegebiete und für Laborpersonal, zur Grundimmunisierung 
mit dem 6-fach-Impfstoff nach dem reduzierten 2+1-Impfschema sowie die Angleichung der 
beruflichen indizierten Masern-Mumps-Röteln-(MMR-) und Varizellen-Impfung wurden bereits 
im Epidemilogischen Bulletin veröffentlicht bzw. sind auf den Internetseiten des RKI 
(www.stiko.de) verfügbar. 

Inhaltliche Änderungen gegenüber 2019/2020 sind am Rand gekennzeichnet. Die aktuellen 
Empfehlungen werden auch im Pocket-Format veröffentlicht oder können über die STIKO-App 
aufgerufen werden (s. S. 66).“ 

Zu den Empfehlungen zur Pertussis-Impfung in der Schwangerschaft, zur Impfung gegen 
Japanische Enzephalitis bei Reisen in Endemiegebiete und für Laborpersonal, zur 
Grundimmunisierung gegen Diphtherie, Tetanus, Pertussis, Poliomyelitis, Haemophilus 
influenzae Typ b und Hepatitis B nach dem reduzierten 2+1-Impfschema sowie zur beruflichen 
indizierten Impfung gegen Masern, Mumps, Röteln und Varizellen hat der G-BA bereits mit 
seinen Beschlüssen vom 5. März 2020, 14. Mai 2020, 18. Juni 2020 und 20. August 2020 
Entscheidungen über deren Umsetzung getroffen. 
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Zur Umsetzung der weiteren Änderungen der STIKO-Empfehlungen, wie sie sich aus der 
Veröffentlichung im Epidemiologischen Bulletin 34/2020 ergeben, im Einzelnen: 
Zu Ziffer I Nr. 1 b), Nr. 2 c), Nr. 3 b), Nr. 4 b), Nr. 5 b), Nr. 6 b), Nr. 8 b), Nr. 13 und Nr. 14: 
Im Rahmen der Umsetzung der STIKO-Empfehlung zur Impfung gegen Japanische 
Enzephalitis (JEV) hat der G-BA angekündigt, einen etwaigen Klarstellungbedarf zur 
Reichweite des Leistungsanspruches bei Reiseschutzimpfungen auch hinsichtlich der 
Darstellung in Anlage 1 zur SI-RL zu prüfen. Die Bundesärztekammer hatte in ihrer damaligen 
Stellungnahme die Änderung der Schutzimpfungs-Richtlinie zur Umsetzung der STIKO-
Empfehlung zur Impfung gegen Japanische Enzephalitis für „(beruflich und privat) Reisende“ 
begrüßt. Allerdings haben nach § 11 Abs. 3 SI-RL Versicherte nur dann Anspruch auf 
Leistungen für Schutzimpfungen, die wegen eines erhöhten Gesundheitsrisikos durch einen 
Auslandsaufenthalt indiziert sind, wenn 
- der Auslandsaufenthalt beruflich oder durch eine Ausbildung bedingt ist, 
oder 
- entsprechend den Hinweisen in Anlage 1 zum Schutz der öffentlichen Gesundheit ein 
besonderes Interesse daran besteht, der Einschleppung einer übertragbaren Krankheit in die 
Bundesrepublik Deutschland vorzubeugen. Wobei letzteres nur für die Impfung gegen 
Poliomyelitis gilt, nicht aber für die JEV-Impfung. 
Vor diesem Hintergrund wird zur Vermeidung von Missverständnissen der in Spalte 3 der 
Tabelle in Anlage 1 aufgenommene Hinweis in Bezug auf Impfungen bei einer sog. 
Reiseindikation klarstellend angepasst. Durch die Änderung wird deutlich, dass bei einer 
Impfung, die im Zusammenhang mit einem Auslandsaufenthalt steht, ein Leistungsanspruch 
nur im Rahmen des § 11 Absatz 3 SI-RL besteht. 
 
Zu Ziffer I Nr. 2 a) und b), Nr. 3 a), Nr. 4, Nr. 5 a), und Nr. 6 a): 
Die Änderungen dienen der Angleichung an den Wortlaut der STIKO-Empfehlungen. 
 
Zu Ziffer I Nr. 7, Nr. 8 a), Nr. 9, Nr. 11, Nr. 12 und Nr. 15: 
Im Zusammenhang mit der STIKO-Empfehlung zur Grundimmunisierung gegen Diphtherie, 
Tetanus, Pertussis, Poliomyelitis, Haemophilus influenzae Typ b und Hepatitis B im 
Säuglingsalter nach dem 2+1-Impfschema wurde „um eine bessere Umsetzung zu erreichen“ 
durch die STIKO der Impfzeitpunkt für den Abschluss der Impfserie auf das Alter von 11 
Monaten festgesetzt und nicht mehr als Intervall im Alter von 11 bis 14 Monaten angegeben 
(vgl. Epidemiologisches Bulletin Nummer 26 vom 25. Juni 2020). Im Epidemiologischen 
Bulletin Nummer 34 vom 20 August 2020 findet sich in Tabelle 1 mit dem Impfkalender für 
Säuglinge, Kinder, Jugendliche und Erwachsene nun auch für die Impfungen im Kindesalter 
gegen Masern, Mumps, Röteln und Varizellen sowie für die Pneumokokken und 
Meningokokken C eine Ersetzung der bisherigen Impf-Intervalle durch „feste Impfzeitpunkte“. 
Der G-BA geht davon aus, dass die STIKO mit diesen Änderungen ebenfalls eine 
Verbesserung der Umsetzung ihrer Empfehlungen für diese Impfungen erreichen will.  
Die Änderungen dienen der Umsetzung der geänderten Angaben in Tabelle 1 der STIKO-
Empfehlungen. Zudem werden in Nr. 8 a) Anpassungen an den Wortlaut der STIKO-
Empfehlungen und in Nr. 9 a) eine redaktionelle Änderung vorgenommen.  
 
Zu Ziffer I Nr. 10: 
Die Änderungen dienen der sprachlichen Klarstellung. 
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Zu Ziffer II: 
Mit der Änderung soll klargestellt werden, dass in den Fällen, in denen sich die Impfschemata 
von Standard- und Indikationsimpfung unterscheiden, die Dokumentationsziffer(n) der 
Standardimpfung keinen Vorrang hat und demzufolge die jeweilige Impfung entsprechend 
ihres Anlasses in dem vorgesehenen Impfschema zu dokumentieren ist.  

3. Bürokratiekostenermittlung 

Durch den vorgesehenen Beschluss entstehen keine neuen bzw. geänderten 
Informationspflichten für Leistungserbringer im Sinne von Anlage II zum 1. Kapitel VerfO und 
dementsprechend keine Bürokratiekosten.  

4. Verfahrensablauf 

Mit der Vorbereitung einer Entscheidung über die Änderung der Schutzimpfungs-Richtlinie hat 
der Unterausschuss Arzneimittel eine Arbeitsgruppe beauftragt, die sich aus den von den 
Spitzenorganisationen der Leistungserbringer benannten Mitgliedern, der vom GKV-
Spitzenverband benannten Mitglieder sowie Vertreter(innen) der Patientenorganisationen 
zusammensetzt.  
In der Sitzung dieser Arbeitsgruppe am 6. August 2020 wurde über die Änderungen der 
Schutzimpfungs-Richtlinie unter Berücksichtigung einer Entwurfsfassung der zur 
Veröffentlichung im Epidemiologischen Bulletin Nr. 34 vorgesehenen STIKO-Empfehlungen 
beraten. Als Beratungsergebnis der Arbeitsgruppe wurde eine entsprechende 
Beschlussvorlage in der Sitzung des Unterausschuss Arzneimittel am 25. August 2020 
abschließend beraten und konsentiert.  
Der Unterausschuss Arzneimittel hat in der Sitzung am 25. August 2020 entschieden, das 
Stellungnahmeverfahren mit der Bundesärztekammer (BÄK) nach § 91 Abs. 5 SGB V i. V. m. 
1. Kapitel § 11 und 7. Kapitel § 4 Abs. 3 Satz 3 der VerfO des G-BA mit Frist bis zum 
22. September 2020 einzuleiten.  
Die BÄK hat im Anschreiben zu ihrer Stellungnahme vom 22. September 2020 mitgeteilt, dass 
sie von ihrem Recht zur mündlichen Stellungnahme keinen Gebrauch macht. Demzufolge war 
auch eine mündliche Anhörung nicht durchzuführen. Der Stellungnahme war zu entnehmen, 
dass die BÄK zur geplanten Änderung der Schutzimpfungs-Richtlinie hinsichtlich der 
Umsetzung der STIKO-Empfehlungen vom August 2020 keine Änderungshinweise hat und die 
Änderungen begrüßt. 
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Zeitlicher Beratungsverlauf 
Sitzung der AG/ UA / 
Plenum 

Datum Beratungsgegenstand 

AG Schutzimpfungen 6. August 2020 Beratung zur Änderung der SI-RL 

UA Arzneimittel 25. August 2020 Beratung und Konsentierung des 
Stellungnahmeentwurfs zur Änderung der 
SI-RL 
Beschluss über die Einleitung des 
Stellungnahmeverfahrens 
nach § 91 Abs. 5 SGB V 

UA Arzneimittel 6. Oktober 2020 Auswertung des Stellungnahme-
verfahrens sowie Beratung und 
Konsentierung der Beschlussvorlage zur 
Änderung der SI-RL 

Plenum 15. Oktober 2020 Beschlussfassung 

 
Berlin, den 15. Oktober 2020 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

Prof. Hecken 
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5. Dokumentation des gesetzlich vorgeschriebenen Stellungnahmeverfahrens 

Gemäß § 91 Abs. 5 SGB V ist bei Beschlüssen, deren Gegenstand die Berufsausübung der 
Ärzte, Psychotherapeuten oder Zahnärzte betrifft, der jeweiligen Arbeitsgemeinschaft der 
Kammern dieser Berufe auf Bundesebene Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Der 
Unterausschuss Arzneimittel des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) hat in seiner 
Sitzung am 25. August 2020 entschieden, der Bundesärztekammer gemäß § 91 Abs. 5 SGB V 
i. V. m. § 11 des 1. Kapitels der Verfahrensordnung des G-BA Gelegenheit zur Stellungnahme 
vor einer endgültigen Entscheidung des G-BA über die Änderung der Richtlinie über 
Schutzimpfungen nach § 20i Abs. 1 SGB V (Schutzimpfungs-Richtlinie/SI-RL) nach § 92 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 15 SGB V zu geben.  
Mit Schreiben vom 25. August 2020 wurden der Bundesärztekammer (BÄK) der 
Beschlussentwurf und die Tragenden Gründe übermittelt. 
Darüber hinaus ist jedem, der berechtigt ist, zu einem Beschluss des G-BA Stellung zu 
nehmen und eine schriftliche Stellungnahme abgegeben hat, nach § 91 Abs. 9 SGB V in der 
Regel auch die Gelegenheit zu einer mündlichen Stellungnahme zu geben. 
Ausweislich ihrer Stellungnahme vom 22. September 2020 hat die BÄK keine 
Änderungshinweise zu dem vorgelegten Beschlussentwurf zur Änderung der Schutzimpfungs-
Richtlinie und befürwortet die Änderungen. Zudem hat die BÄK in ihrem Anschreiben 
mitgeteilt, dass sie von ihrem Recht zur mündlichen Stellungnahme keinen Gebrauch macht. 
Demzufolge war auch eine mündliche Anhörung nicht durchzuführen. 
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5.1 Unterlagen des Stellungnahmeverfahrens 
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5.2 Stellungnahme Bundesärztekammer 

 
 
 



18 

 


